
Philippinen 2000: 

Aufbau eines 

starken Staates

Philippinen 2000 ist gleichzeitig eine po­
litische Extravaganz, ein ungeschliffenes 
Instrument in Fraktionskämpfen der Elite 
und eine Absichtserklärung, auf den 
asiatischen Wachstumszug aufzusprin­
gen. Was auch immer darüber gesagt 
wird - und es sollte eine Menge sein, das 
Konzept definiert zumindest eine Vision 
und begründet eine Ideensammlung, auf 
die ein nationaler Dialog sich konzen­
trieren kann. Der Fehdehandschuh liegt 
im Ring, um von den Basisorganisatio­
nen aufgenommen zu werden.
Philippinen 2000, die Entwicklungs­
strategie der Ramos-Regierung, wurde in 
einer Rede von Präsident Ramos auf dem 
Ersten Multisektoralen Forum über 
Wissenschaft und Technologie am 21. 
Januar 1993 in Manila verkündet. Das 
Leitbild ist an ein mächtiges Symbol 
gekoppelt, den Status eines Schwellen­
landes (NIC) zur Jahrtausendwende. 
Quantitative Ziele sind ein jährliches 
Wachstum des 
Bruttosozialpro­
duktes von sechs 
bis acht Prozent, 
ein Pro-Kopf- 
Einkommen von 
1.000 US-Dollar 
und ein Rückgang 
der Armutsrate 
von gegenwärtig 
50 auf 30 Prozent.
Die ökonomi­
schen Einzelhei­
ten der Philippi­
nen 2000-Strate- 
gie befinden sich 
im Mittelfristigen 
Philippinischen 
Entwicklungsplan 
(MTPDP) 1993- 
1998, der im De­
zember 1992 ge­
billigt wurde.
Präsident Ramos identifizierte fünf 
Hauptprobleme, die "wir in Angriff neh­
men müssen, ehe wir unsere Wirtschaft 
auf den Wachstumspfad bringen kön­
nen". Erstens, unsere geschützten Indu­
strien - verhätschelt durch mehr als 40 
Jahre bestehende Schutzzölle und Im­
portbeschränkungen - sind zu schwach, 
zu ineffizient und zu selbstzufrieden, um 
im globalen Wettbewerb zu bestehen. 
"Zweitens, Monopole und Kartelle. Kon­

kurrenz zu Hause ist auch durch politi­
sches Unternehmertum, Kumpaneikapi- 
talismus und oligarchische Macht ver­
zerrt worden," so Ramos. Drittens, Kor­
ruption. Viertens, dürftige Infrastruktur. 
Die fünfte Belastung ist schließlich das 
ungünstige ökonomische Klima in der 
Welt.

Entwicklungspolitische

Winkelzüge

Philippinen 2000 kam nicht voll ent­
wickelt aus den Köpfen von Präsident 
Ramos' und seinen Beratern. Das Kon­
zept ist wohl am ehesten zu verstehen als 
Versuch einer Fraktion der philippini­
schen Oberschicht, ein "politisches Pro­
jekt" zu definieren - eine koordinierte 
ökonomische und politische Strategie. 
Obgleich Philippinen 2000 in erster Linie 
ein Regierungsprojekt ist, versucht es

gleichzeitig einen Reformprozeß festzu­
legen, der die Interessen jener Teile der 
Oberschicht aufgreift, die mit der Sta­
gnation der philippinischen Wirtschaft 
unzufrieden sind.
Philippinen 2000 kann als eine mögli­
che Folge der derzeitigen Bewegung der 
politischen Ökonomie der philippini­
schen Gesellschaft interpretiert werden. 
In marxistische Begriffe gefaßt, zerren 
die "Produktivkräfte" an den bestehenden 
"Produktionsverhältnissen". In herkömm­

licher ökonomischer Analyse: Bedeuten­
de ökonomische Akteure kämpfen gegen 
das herrschende wirtschaftspolitische Sy­
stem, weil es nichts als Stagnation erzeugt 
hat. Im öffentlichen Diskurs gibt es in der 
Tat eine sehr starke Strömung, der zufol­
ge das Land nicht mehr lange im selben 
Trott von Aufschwung und nachfolgen­
der schwerer Krise verharren kann und 
daß die Philippinen, falls sie in den näch­
sten Jahren den asiatischen Wachstums­
zug verpassen, mit den Worten Waiden 
Bellos als eine bloße "Ansammlung von 
Felsen im Pazifik" enden werden.
Besonders interessant wird Philippinen 
2000 dadurch, daß es in eine Analyse des 
philippinischen Staates eingebettet ist, 
die das Ramos-Regime direkt gegen die 
philippinische Oligarchie stellt und - 
gleichzeitig - gegen die vorherrschende 
orthodoxe Meinung zur Entwicklungs­
rolle des Staates, die vom Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und der Weltbank 
vertreten wird. In seiner Botschaft zur 
Lage der Nation sagte Präsident Ramos 
am 26. Juli 1993: "Ich biete einen strate­
gischen Rahmen für Entwicklung an, der 
von einem starken Staat gelenkt werden 
wird. Mit einem starken Staat meine ich 
einen, der die strategischen Interessen 
unseres Landes durchsetzen kann, weil er 
relative Autonomie vom Einfluß oligar- 
chischer Gruppen hat. Während der letz­
ten 47 Jahre hatten wir ein politisches 
System, das Gruppen zu sehr entgegen­
gekommen ist, die ausreichend Reichtum 
und Macht besitzen, um sich den Staat 

gefügig zu ma­
chen. Solch ein 
politisches System 
hat unsere Wirt­
schaft deformiert 
und das Regieren 
wirkungslos ge­
macht."!
Viele progres­
sive Beobachter 
stimmen mit die­
sem Schema vom 
schwachen Staat/ 
starken Staat 
überein, insbeson­
dere im Hinblick 
auf die Notwen­
digkeit, Monopo­
le zu bekämpfen. 
Das Problem liegt 
darin, daß die Re­
gierung anschei­

nend keine einzige neue Idee hat, wie sie 
ihre Vision umsetzen will. Obwohl deren 
Befürworter sagen, daß während des 
ökonomischen Reformprozesses, wenig­
stens kurzfristig, Philippinen 2000 Ge­
winner und Verlierer haben wird, daß 
überdies die mächtigen Monopolisten zu 
den "Verlierern" zählen werden, findet 
sich nirgendwo in den Dokumenten ein 
Hinweis darauf, welche gesellschaftliche 
Koalition mobilisiert werden wird, um 
Philippinen 2000 zu unterstützen.
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Der Anerkennung der Notwendigkeit, 
eine solche soziale Koalition aufzubauen, 
ist die Regierung mit der Formierung 
einer "informellen Avantgarde" noch am 
nächsten gekommen - einer Elitegruppe 
von Leuten aus der Regierung, der Wirt­
schaft, den Nichtregierungsorganisatio­
nen und anderen Sektoren, den "Peoples 
2000", die die Umsetzung des Regie- 
ningsprogramms angesichts der zu er­
wartenden bürokratischen Trägheit und 
Opposition etablierter Interessen voran- 
heiben werden. Der komplizierte und 
sich lange hinziehende Konsultations­
prozeß für den Mittelfristigen Philippi­
nischen Entwicklungsplan sowie der 
"Wirtschaftsgipfel" für eine Gesetzge­
bungsagenda 1993-1994 waren in tech­
nokratische Begriffe gehüllt - die Re­
gierung konsultiert die "Sektoren" und 
entscheidet dann allein über den endgül- 
Ügen Inhalt des MTPDP.

Das Versäumnis, eine soziale Koalition 
zur Unterstützung von Philippinen 2000 
zu konstruieren, hängt damit zusammen, 
daß dieses Konzept nicht erläutert, was 
die Regierung selber ist. Obwohl es nicht 
ausdrücklich herausgestellt wird, ist in 
diesem Konzept das Ramos-Regime 
klassenneutral. Die Regierung repräsen­
tiert das "nationale Interesse" kraft ihrer 
Wahl durch eine nicht nach Klassen dif­
ferenzierte Wählerschaft. Ihre Funktion 
lst es, konkurrierende Interessen zu
vereinigen" und Politik auf der Grund­
tuge "nationaler Interessen" zu machen. 
Diese korporatistische Konzeption von 
Regierung ist besonders offensichtlich in 
fräsident Ramos' Originalrede zu Phil— 
'Ppinen 2000, wo er davon spricht, die 
Philippinen müßten "Japan Incorporated"
uacheifem.
Aus diesem Konzept erwachsen zwei 
schwerwiegende Probleme: Erstens, daß 
das Regime Unterstützung für seine 
Programme hauptsächlich mit Hilfe der 
Standardmethoden traditioneller Politiker 
("Trapos") aufbauen wird - durch Kuh­
bande]. Bis jetzt hat das Regime über­
wiegend "Trapo"-Methoden benutzt, um 
seine Wahl, die Annahme seiner Geset­
zesvorlagen und die Willfährigkeit der 
Bürokratie sicherzustellen. Wenn wei­
thin vor allem diese Methoden einge­
setzt werden, wird Philippinen 2000 ge­
nauso aufs Spiel gesetzt werden wie alle 
Reform- und Entwicklungsprogramme 
früherer Regierungen. Die andere, ge­
fährlichere Möglichkeit leitet sich daraus 
?b, daß die Hauptbefürworter von Phil­
ippinen 2000 aus dem Militärapparat 
°̂mmen. Präsident Ramos war zwar 
darauf bedacht, alles zu vermeiden, was 
êin Regime als vom Militär beherrscht 
kenntlich machen würde. Sollte er jedoch 
keine gesellschaftliche Basis für Refor- 
ffen schaffen und der Widerstand von
er Oligarchie zu stark sein, könnte Ra- 
fhos versucht sein, sich dem Militär zu- 
Zuwenden.

Die Volkswirtschaft eines 

schwachen Staates

Der Einfluß von Monopolen ist nur ei­
ner der Gründe für die Schwäche des 
philippinischen Staates. Ein anderer ist 
der Würgegriff des Internationalen Wäh­
rungsfonds auf wirtschaftspolitische Ent­
scheidungen. Im vergangenen Jahrzehnt 
waren die IWF-Auflagen generell in eine 
Wirtschaftsphilosophie eingebettet, die 
eine Verringerung der ökonomischen 
Rolle des Staates betont sowie Nach­
druck auf eine restriktive Haushalts- und 
Geldpolitik legt und damit die Schulden­
tilgung und einen geringeren Bedarf an 
finanziellem Beistand fördert. Seit der 
schweren Wirtschaftskrise von 1983 ist 
die philippinische Wirtschaftspolitik 
praktisch von einer Allianz von IWF- 
Bürokraten und philippinischen Bankern 
bestimmt worden, die der Haushalts- und 
Geldpolitik enge Grenzen setzten und sie 
mit Hilfe des Finanzministeriums und der 
Zentralbank durchsetzten.
In verständlichere Begriffe gekleidet, 
hat das Ramos-Regime einfach nicht die 
finanziellen Mittel, um aktiv Wachstum 
zu erzeugen. Es kann die Staatseinnah­
men nicht steigern, weil oligarchische 
Interessen, die die Legislative beherr­
schen, keine neuen Steuergesetze verab­
schieden werden. Der Schuldendienst für 
Auslands- und Inlandsschulden betrug 
von 1986 bis 1991 durchschnittlich 52 
Prozent des Staatshaushaltes. Die einzig 
verbleibende fiskalpolitische Zuflucht, 
die Defizitfinanzierung, wird vom IWF 
streng überwacht. In dieser Lage könnte 
die Regierung die Geldpolitik, d.h. ihre 
Kontrolle über die Höhe des Geldumlaufs 
und der Zinsen, als Mittel anwenden, um 
die Wirtschaft anzukurbeln und dadurch 
sogar ohne neue Steuern ihre Einnahmen 
zu erhöhen. Doch auch hier wird die Re­
gierung durch die Vorgaben des IWF 
eingeengt.
Das Ramos-Regime hat in seinem er­
sten Amtsjahr einen halbherzigen Ver­
such unternommen, die Zustimmung des 
IWF zu einer weniger einschneidenden 
Haushalts- und Geldpolitik zu erhalten. 
Als der IWF jedoch die Genehmigung 
versagte und die öffentlichen Entwick­
lungshilfegeber der Philippinen mobili­
sierte, um die Regierung unter Druck zu 
setzen, gab Ramos sofort klein bei. Mo­
nate vor den offiziellen Verhandlungen 
mit dem IWF im Januar 1994 schraubte 
die Regierung die Wachtumsziele für 
1993 zurück und kürzte die Ausgaben für 
den Rest des Jahres um 21,1 Mrd. Peso.
Die künftigen Pläne der Regierung, wie 
sie im Mittelfristigen Philippinischen 
Entwicklungsplan skizziert werden, sind 
alles andere als ehrgeizig. Danach soll 
das Defizit im Regierungshaushalt von
1,7 Prozent des Bruttosozialproduktes 
1993 auf 0,5 Prozent im Jahr 1998 fallen 
und das Defizit der öffentlichen Hand 
von 3,1 auf 1,1 Prozent gesenkt werden.2
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aus: Kinaiyahan Bulletin No. 15, Juni 1993

Dies ist nicht die Wirtschaftsstrategie 
einer widerstandsfähigen Regierung, die 
daran arbeitet, einen "starken Staat" zu 
schaffen. Jude Esguerra formuliert es so: 
"Die unausgesprochene Wirtschaftsstra­
tegie des Mittelfristigen Philippinischen 
Entwicklungsplanes setzt einen minima- 
listischen Staat voraus. Die Erreichung 
der Ziele hängt ganz enorm von einer
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positiven Reaktion des Privatsektors auf 
Investitionsbedingungen ab, die sich 
auf internationale Wettbewerbsfähigkeit, 
langfristige makroökonomische Stabilität 
sowie funktionierende Märkte ohne 
Verzerrungen zubewegen." 3
Ende Januar 1994 hat die Regierung 
sich mit einer IWF-Delegation auf ein 
neues Abkommen geeinigt. Da die Ver­
einbarung frühestens nach einem weite­
ren Monat endgültig ausgearbeitet sein 
wird, sind die genauen Abmachungen 
noch nicht bekannt. Fragmentarische Be­
richte von den Verhandlungen deuten 
jedoch darauf hin, daß die Regierung sich 
auf fiskalische und monetäre Beschrän­
kungen eingelassen hat, die das Wachs­
tum des Bruttosozialproduktes auf vier 
bis viereinhalb Prozent begrenzen wür­
den. Das ist nicht annähernd genug, um 
die Wirtschaft nach dreijähriger Rezes­
sion auf Erholungskurs zu bringen.
Die politische Auswirkung des Ab­
kommens war sofort zu spüren. Unter 
dem Druck des IWF, das Defizit der öf­
fentlichen Hand zu beschränken, hob die 
Regierung Anfang Februar 1994 die 
Treibstoffpreise an, um den defizitären 
Ölpreisstabilisierungsfonds wieder auf­
zufüllen. Wenige Tage danach nahm der 
öffentliche Widerstand gegen die Preis­
erhöhung Gestalt an in der Rollback- 
Koalition, einer außerordentlich breiten

Gruppierung aus Gewerkschaften und 
Bauemorganisationen, der Linken in ih­
ren verschiedenen gegenwärtigen Ab­
wandlungen, einigen Bereichen der Un­
ternehmerschaft, Kirchengruppen und 
sogar früheren Militärrebellen. Als die 
Stadtguerilla sich mit Bomben auf Büros 
von Olfirmen in die Auseinandersetzung 
einschaltete und die Rollback-Koalition 
mit Generalstreik drohte, trat die Regie­
rung den Rückzug an. Sie hatte ihre erste 
Lektion in der intimen Beziehung zwi­
schen Wirtschaftspolitik und politischer 
Opposition gelernt.

Joel Rocamora

Der Verfasser war Direktor des Trans- 
national Institute in Amsterdam und ist 
z.Zt. Berater philippinischer Nichtregie
rungsorganisationen. Übersetzung aus 
dem Englischen von Gebhard Körte. Der 
Beitrag erscheint gleichzeitig im 
Philippinen Forum Nr. 35/94.
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Schwere Vorwürfe gegen Hoechst
Aufgrund persönlicher Ver­
bindungen einer ihrer Anwälte 
zu einem Richter hätten phil­
ippinische Tochterfirmen des 
deutschen Hoechst-Konzerns 
Gerichtsentscheidungen zu 
ihren Gunsten beeinflussen 
können. Den klagefreudigen 
Konzerntöchtern sei es so ge­
lungen, Verbote einiger ihrer 
Produkte in den Philippinen zu 
verhindern. Dies behauptete 
der Journalist Howie G. Seve- 
rino vom Philippinischen Zen­
trum für investigativen Journa­
lismus Ende Januar in der 
führenden philippinischen Ta­
geszeitung Philippine Daily In- 
quirer. Laut Severino gebe es 
zwischen dem Hoechst-An­
walt Cesar Cruz und dem 
Richter des Bezirksgerichts 
von Makati, Julio Logarta, eine 
langjährige Verbindung. Cruz 
und Logarta waren in den 80er 
Jahren bei der Firma Marble- 
croft beschäftigt, die ebenfalls 
mit Hoechst verbunden ist. 
Seit 1992 habe Logarta jeden 
Versuch vereitelt, gerichtlich 
ein Verbot gefährlicher 
Hoechst-Pestizide durchzu­
setzen. Im Mai 1992 habe Lo­

garta sogar erwirkt, daß 
Hoechst noch größere Mengen 
umstrittener Pestizide impor­
tieren dürfe.
Von den Chemiefirmen, die 
von Pestizidverboten betroffen 
waren, zog nur Hoechst vor 
Gericht. Der Konzern habe mit 
seinen zahlreichen Klagen und 
Drohungen Regierungsbehör­
den und Kritiker massiv einge­
schüchtert, sagte Severino. So 
sei es Hoechst auch gelungen, 
Verbote der Schmerzmittel 
Baralgin und Melubrin, die den 
Wirkstoff Dipyron enthalten, 
seit 1988 zu verhindern. Die 
beiden Medikamente sollten 
vom Markt genommen wer­
den, weil sie das Immunsy­
stem schwächen.
Zwei Hoechst-Manager 

wiesen in einem Brief an den 
Inquirer die Vorwürfe Severi- 
nos zurück. Die Produkte von 
Hoechst seien nicht gefährlich. 
Sie seien ordnungsgemäß re­
gistriert, und ihre Zulassung 
stütze sich auf aufwendige 
Studien.
Mittlerweile scheint das 
Verhalten von Hoechst auf den 
Konzern zurückzuschlagen.

Zuletzt hatte Richter Logarta 
am 1. Dezember 1993 das 
Verbot der Pestizide Brestan 
und Thiodan aufgehoben, das 
die Dünger- und Pestizidbe­
hörde im September 1993 
verhängt hatte. Der Fall, der 
eigentlich bei einer anderen 
Kammer anhängig war, lan­
dete aus unbekannten Grün­
den bei Logarta. Mitte De­
zember zog Generalstaatsan­
walt Raul Goco gegen die 
Entscheidung von Logarta vor 
den Obersten Gerichtshof. 
Goco bzeichnte Logarta als 
"Freund" von Hoechst-Anwalt 
Cruz. Das oberste Gericht 
entschied Anfang Januar, 
Logarta den Fall zu entziehen 
und das Verbot bis zu einer 
endgültigen Entscheidung 
wieder in Kraft zu setzen. 
Aufgrund einer Übergangsbe­
stimmung bis Ende Mai ist das 
Verbot allerdings ohnehin 
noch nicht wirksam.
Ende Dezember entzog die 
Dünger- und Pestizidbehörde 
Hoechst die Importlizenzen für 
Pestizide. Der Konzern hatte 
sich geweigert, der Behörde 
den Umfang seiner Thiodan- 
Lagerbestände mitzuteilen. Als 
die Behörde daraufhin die Pe­

stizidhändler direkt um Aus­
kunft bat, sollen sie von 
Hoechst aufgefordert worden 
sein, das Ansinnen der Be­
hörde zu ignorieren. Ein 
Hoechst-Sprecher bezeich- 
nete den Konflikt inzwischen 
als "Mißverständnis". Hoechst 
hat unterdessen die Behörden 
über die Bestände informiert 
und daraufhin Anfang Februar 
die Lizenzen wieder erteilt 
bekommen. Die zuständige 
Behörde forderte Hoechst je­
doch auf, die Werbung für 
Thiodan einzustellen.
Ende Januar haben die 
Behörden in Dumaguete City 
10 kg des verbotenen Brestan 
beschlagnahmt, die offenbar 
aus Malaysia eingeschmuggelt 
worden waren. Das Brestan 
soll für einen Fischteich-Be­
trieb außerhalb der Stadt be­
stimmt gewesen sein. Berichte 
über geschmuggelte Pestizide 
verstärkten sich in den ver­
gangenen Wochen. Die Be­
hörden haben einen Sonder­
stab eingerichtet, der Schiffe in 
Cebu, Dumaguete und Tagbi- 
laran überwacht.
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